
Wie entsteht ein Gesetz?

Welche Gesetze werden im Land verabschiedet?

Im Grundgesetz ist klar geregelt, was der Bund und was die Länder entscheiden  
dürfen. Vor allem Gesetze, die die Schulen, Hochschulen, das Polizei- oder Gemeinde-
recht betreffen, liegen in der Hand der Länder.

Wer darf einen Gesetzentwurf  
vorlegen?

Es gibt drei Möglichkeiten, einen Gesetzentwurf 
in den Landtag einzubringen: über die Land-
tagsfraktion, eine Gruppe von mindestens sie-
ben Abgeordneten oder – wie in den meisten 
Fällen – über die Landesregierung. Das La-
denöffnungsgesetz ist über die Landesre-
gierung eingebracht worden. Das Kabinett 
– also alle Ministerinnen und Minister in 
NRW – beschließen dann diesen Entwurf. 

  Ist das Gesetz jetzt 
in Kraft getreten?

Bis das Gesetz gilt, sind noch eini-
ge Schritte zu tun. Zunächst stellt 
die Landtagspräsiden tin Carina 
Gödecke das vom Landtag ver-
abschiedete Gesetz der Minister-
präsidentin Hannelore Kraft zu. 
Sie muss es unterzeichnen und 
ausfertigen. Danach wird es im 
sogenannten Gesetz- und Verord-
nungsblatt verkündet. Erst nach 
dieser Verkündung tritt es zum 
vorgesehenen Zeitpunkt in Kraft.

Und was passiert in den Ausschüssen?

Die Ausschüsse sind eine Art „Mini-Parlament“. Hier sitzen die Fachleute  
aller Fraktionen zusammen, diskutieren und streiten über die Vor- und Nachteile des  
Gesetzentwurfs. Die Ausschüsse können auch Expertinnen und Experten oder Betrof fene an-
hören. Sie sagen dann, wie sie das Gesetz bewerten. Im Fall des Ladenöffnungsgesetzes  
waren zum Beispiel Vertreterinnen und Vertreter der Kirchen, des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
der Handelsverband NRW, die Verbraucherzentrale oder die Industrie- und Handelskammer eingela-
den. Der Ausschuss legt dem Landtag dann einen Bericht vor und empfiehlt dem Parlament, ob das 
Gesetz in dieser oder in einer geänderten Form angenommen oder abgelehnt werden soll. Im Fall der 
Ladenöffnung gibt es einen geänderten Gesetzentwurf für die „Zweite Lesung“: Die verkaufsoffenen 
Sonntage sollen auf elf pro Jahr begrenzt werden, dafür sollen Geschäfte an zwei  Adventssonntagen 
öffnen können. Denn die  Abgeordneten kamen nach der Anhörung zu dem Ergebnis: Bei nur einem 
offenen Adventssonntag wäre der Einzelhandel in den Stadtteilen benachteiligt gewesen. Jetzt kön-
nen die Läden in den Innenstädten und den Stadtteilen jeweils einmal öffnen. 

Warum gibt es eine 
„Zweite Lesung“?

Zum zweiten Mal sprechen nun die Abgeordneten aller Fraktionen im Plenar-
saal über das Gesetz. Auf der Grundlage des Ausschussberichts beraten sie  
erneut. Dabei nehmen sie kein Blatt vor den Mund. In der „Zweiten Lesung“  
erfolgt dann die endgültige Abstimmung.

Gibt es auch eine 
„Dritte Lesung“?

Eine dritte Lesung ist vorgesehen, wenn die Abgeordneten Gesetze zur Verfas-
sung oder zum Haushalt erlassen. Möglich ist diese dennoch bei allen ande-
ren Gesetzesvorhaben. Und zwar dann, wenn eine Fraktion oder ein Viertel  
aller Abgeordneten weiteren Diskussionsbedarf sehen.

Was passiert in der  
„Ersten Lesung“?

Das Gesetz ist bisher tatsächlich nur ein Entwurf – und über diesen wird jetzt  
dis kutiert. In der sogenannten „Ersten Lesung“ debattieren die Abgeordneten im 
Plenarsaal ganz grundsätzlich über das Vorhaben. Der Landtag entscheidet dann, 
welcher Ausschuss sich weiter mit dem Entwurf beschäftigen wird. Im Fall des  
Ladenöffnungsgesetzes war dies der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk. 

Welche Rolle spielen die Arbeitskreise?

Ein großer Teil der Beratungsarbeit findet in den Arbeitskreisen statt, die vor den Aus-
schusssitzungen tagen. In den Arbeitskreisen sitzen nur die zuständigen Mitglieder 
einer Fraktion – das heißt, dass sich zunächst eine Gruppe von Abgeordneten 
der SPD, die sich mit dem Thema auskennen, mit dem Ladenöffnungsgesetz 
beschäftigen. Ihre gemeinsame Meinung zum Gesetzentwurf vertreten sie 
dann – in Abstimmung mit der gesamten SPD-Fraktion – im Fachausschuss. 


